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APA0374 5 CI 0553 II                                Fr, 01.Mär 2013 
 
Luftverschmutzung/Steiermark 
 
Feinstaub - Grazer geht mit Grünen-Hilfe gegen Land Steiermark vor 
 
Utl.: Bürger stellte Antrag auf Fahrverbote oder Einrichtung von 
      Umweltzone - Landesregierung hat sechs Monate Zeit für 
      Reaktion = 
 
   Graz (APA) - Der pensionierte Grazer Architekt und Raumplaner Helmut Hoffmann geht mit 
Unterstützung der Grünen gegen die nach seiner Ansicht in Sachen Feinstaubreduktion säumige 
Landespolitik vor. Hoffmann hat zusammen mit Juristen einen "Antrag auf Erlassung von 
umfassenden verkehrsbezogenen Maßnahmen zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte für 
Feinstaub in Graz" - sprich Umweltzone oder tageweise wechselnde Fahrverbote - erstellt und diesen 
an Landeshauptmann Franz Voves (S) und Verkehrslandesrat Gerhard Kurzmann (F) gerichtet. Damit 
soll die Landesebene entweder zum Handeln oder zumindest zu einer Stellungnahme gebracht 
werden. Andernfalls drohe im äußersten Fall der Gang zum Verwaltungsgerichtshof und sogar eine 
Ministeranklage. 
 
   Der Antrag an Voves und Kurzmann fuße auf einer EuGH-Judikatur, sagte die Juristin Marlies Meyer 
am Freitag in einer Pressekonferenz in Graz. Begründet sei der Antrag mit der über zehn Jahre 
gemessenen enormen Überschreitung der maximalen Tagesmittelwerte und der Zahl der 
Überschreitungstage. Ab Einlangen des Antrags hätten die beiden Landespolitiker sechs Monate Zeit 
zu Maßnahmen, z. B. zur Ergänzung der bestehenden Luftreinhalteverordnung. Dies könnte etwa 
Fahrverbote für alle Kraftfahrzeuge umfassen, tageweise wechselnd nach geraden und ungeraden 
Kennzeichen von 1. Oktober bis 31. April im Großraum Graz. Bleiben sie bis Anfang September 
untätig, könne die zweite Instanz, also VP-Umweltminister Nikolaus Berlakovich (bzw. ab 1.1.2014 das 
Landes-Verwaltungsgericht) angerufen werden. Bei einem abschlägigen Bescheid könne dagegen bei 
der selben Instanz berufen werden. Wir auch diese Beschwerde abgewiesen, bleibt der Gang zum 
Verwaltungsgerichtshof. Wenn dieser eine positive Entscheidung fälle, sei sogar eine Ministeranklage 
möglich, so Juristin Meyer. Voves als LH habe ja auch die Möglichkeit einer Weisung an Kurzmann. 
 
   Hoffmann erklärte am Freitag, er habe vergangenes Jahr im Zuge der Feinstaubdiskussion und der 
Bürgerbefragung über eine Umweltzone in der Zeitung gelesen, dass Personen gesucht würden, die 
einen solchen Antrag stellen: "Ich fühle mich für meine unmittelbare Verwandtschaft und darüber 
hinaus verantwortlich. Auch wenn Grenzwerte nicht überschritten werden, heißt das noch nicht, dass 
die Luft gesund ist." Er habe sich bereits gegen Luftbelastung am Ö-Ring engagiert, dabei sei sein 
Antrag aber nicht zugelassen worden, weil er nur beruflich in der Region zu tun habe und nicht dort 
wohne. Fachliche Argumente genügten oft leider nicht, nun habe man sozusagen einen "juristischen 



Angelpunkt" gefunden, nämlich das EU-Recht, dass jeder Bürger Maßnahmen gegen Bedrohungen 
einklagen könne. "Und bedroht sind rund 300.000 Menschen im Großraum Graz durch schlechte Luft", 
so Hoffmann. 
 
   Die Grüne Stadträtin Lisa Rücker sagte, es sei zwar mit 4.000 statt 400 ursprünglich geplanten 
Fernwärmeanschlüssen von Haushalten in Graz einiges zur Reduktion von Schadstoffen geschehen, 
doch die große Maßnahme fehle immer noch: "Der Bereich Verkehr ist immer nur halbherzig 
angegangen worden". Zu Hoffmanns Bereitschaft, initiativ zu werden, meinte Rücker: "Wir haben uns 
gefunden. Er sagte, mir reicht's , wir unterstützen das Vorgehen aus dem Grünen 
Bürgerinitiativenfonds." 
 
   Die Grüne Nationalratsabgeordnete Christiane Brunner erklärte, es sei traurig, dass vor allem Kinder 
und ältere Bürger unter der Feinstaubbelastung leiden würden, weil die Politik unverständlicherweise 
und "grob fahrlässig" nicht handle. "Herr Hoffmann macht das, wofür eigentlich die Politik zuständig 
ist." Man müsse zwar einräumen, dass Umweltminister Berlakovich zwar die Kfz-Plakettenverordnung 
erlassen habe, die Bundesebene aber noch einiges im Bereich Emissionen tun könne, etwa bei 
Baumaschinen oder Massentierhaltung. Trotz Volksbefragung sei die Umweltzone in Graz nicht vom 
Tisch. 
 

 


